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Union in a     . Deutschland 

aufwärts mit 
Deutschland 
Ün|Jlartertag der Christlich Demokratischen 
%iM     25/26. Mai 1983 in Köln steht unter 
Wiw   otto »Aufwärts mit Deutschland" und 
des iWe'i Schwerpunkte haben: Die Neuwahl 
iib6r .l!nc,esvorstandes und die Diskussion 
*%„    Jugendarbeitslosigkeit. Zu dem Par- 
Unn LWerden 781 Delegierte, über 400 Gäste 
(La      800 Journalisten erwartet, erklärte 
1ß ^'Sekretär Heiner Geißler am Montag, 
A ' ""ai 1983, vor der Presse in Bonn. 

tung^ Forum „Jugendarbeitslosigkeit" unter Lei- 
9iert °n Heiner Geißler werden sich nicht nur Dele- 
fcew' Sondern auch Wissenschaftler und Experten 
der) '9en, so u. a. ein Vertreter des DGB; der Präsi- 
berv ^. Bundesvereinigung der deutschen Arbeitge- 
2end 

rbande, Otto Esser; der stellvertretende Vorsit- 
I der Deutschen Angestelltengewerkschaft, 

Tri6r/ Quartier; Prof. Dr. Roland Eckert (Universität 
bejts      dun9srninister Frau Dorothea Wilms und Ar- 

Bonn, den 19. Mai 1983 

u6r p
Und Sozialminister Norbert Blüm. 

heauft
arteita9 wird die Jugendkommission der CDU 

le'taa ragen' die Diskussion und die Anträge des Par- 
% jes auszuwerten und einen Bericht vorzulegen, 
%! den Federungen der Partei breit diskutiert 
CuUpn So"- Danach wird der Bundesausschuß der 

Ende 1983 ein „Programm zur Bekämpfung der 
(Fortsetzung Seite 2) 

• SPD 
Der Oppositionspartei fehlt es an 
Glaubwürdigkeit Seite 3 

• RENTEN 
Schlüssel zur Stabilisierung liegt 
in der Wiederbelebung der Wirt- 
schaft Seite 5 

• SOZIALES 
Stärkung der häuslichen Pflege 
anstelle von Krankenhauseinwei- 
sung Seite 7 

• §218 
Verbesserter Schutz des ungebo- 
renen Lebens muß oberstes Ziel 
sein Seite 8 

• DDR-KONTROLLEN 
Erschwernisse im innerdeutschen 
Grenz- und Reiseverkehr abbauen 

Seite 11 

• FINANZEN 
Haushaltskonsolidierung durch 
Begrenzung der Ausgaben 

Seite 15 

• DOKUMENTATION 
Unser Wald muß gesund bleiben 

grüner Teil 

• ÖFFENTLICHKEITS- 
ARBEIT 
Materialien rosa Teil 



UiD 19 •  19. Mai 1983 • Seite 2 

Richard von Weizsäcker und Bernhard Worms 
kandidieren für das Parteipräsidium 
Die Neuwahl des CDU-Präsidiums auf dem 31. Bundesparteitag in Köln wird oW 
Kampfabstimmung ablaufen. Wie Generalsekretär Heiner Geißler am Montag JJ 
Journalisten in Bonn erklärte, gibt es mit dem Berliner Regierenden Bürgert 
ster Richard von Weizsäcker und dem rheinischen CDU-Vorsitzenden Bern?urt 
Worms nur zwei Neubewerbungen für das Parteipräsidium. Zugleich haben K 
Biedenkopf und Alfred Dregger auf eine Wiederkandidatur verzichtet. Der hes 
sehe CDU-Vorsitzende und Frankfurter Oberbürgermeister Walter Wallmann ka 

didiert für den Parteivorstand. 

(Fortsetzung von Seite 1) 

Jugendarbeitslosigkeit"  beraten und be- 
schließen. 

Jugendarbeitslosigkeit ist für die CDU die 
zentrale soziale Herausforderung der 
kommenden Jahre. Wir beginnen deshalb 
auf dem Kölner Parteitag eine umfassende 
Diskussion, um möglichst schnell konkre- 
te Lösungsvorschläge zu erarbeiten und 
durchzusetzen, stellte Heiner Geißler fest. 
Auf dem Parteitag in Köln werden nicht 
zuletzt die Erfahrungen des erfolgreichen 
Wahlkampfes und die politischen Konse- 
quenzen, die wir daraus ziehen, eine be- 
sondere Rolle spielen. In dem Bericht 
über unseren Wahlkampf '83, der den De- 
legierten vorgelegt wird, sind insbesonde- 
re die Punkte genannt, die auch für die 
künftige Arbeit der CDU als Regierungs- 
partei Richtschnur unseres Handelns sein 
werden: 

— Wahlkämpfe entscheiden sich in der 
politischen Mitte des Volkes. Die CDU hat 
die Wahl gewonnen, weil sie als einzige 
deutsche Volkspartei der Mitte in perso- 
neller, politischer und programmatischer 
Hinsicht glaubwürdig war. 

— Die CDU hat einen Wahlkampf der 
Wahrhaftigkeit geführt. Wir haben vor der 
Wahl  zum  Teil   unpopuläre   Maßnahmen 

de5 

durchgesetzt   und   angekündigt     pfln 
Strategie,   ursprünglich   in   den er 
Reihen keineswegs unumstritten,      fpr 
folgreich — eine wichtige Erfahr 
die Zukunft. 

- Die CDU bestimmte die Themen 
Wahlkampfes. 

- Die CDU konterte erfolgreich de g0. 
tralen SPD-Wahlkampf-Vorwurf d*$tf 
zialen Demontage". CDU und ^ hejd

e|1 

ein Wahlprogramm vorgelegt, das .^ 
notwendigen Einsparungen das KiJ ^ 
der sozialen Ausgewogenheit nien 
acht ließ. 

- Die   CDU  führte  einen  erfolg^10 

Kanzler-Wahlkampf. 

- Die CDU war in der Person und • 
Sache glaubwürdig. 

def 

org^isr 

Mit dieser Politik und mit diesem jeg 
kämpf hat die CDU einen großen Wa ^, 
errungen. Das Vertrauen der wäJ] ^ 
pflichtet zu einer Politik für Frieden ^r 

Freiheit, zu Abrüstung bei unvernrnn^. 
Sicherheit; zu einer Politik des wirjs ^ 
liehen Aufschwungs und der soziale 
rechtigkeit. 

— Die CDU hatte die bessere 
tion und die bessere Werbung- 
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^fr Oppositionspartei fehlt es an 
Q|aubwürdigkeit 
*6ntraiPosltionsPartei SPD will auf 
nicht m uFeldern deutscher Politik 
SPD eTehr an die Regierungspartei 
^hr i*r  ert werden, ja sogar nichts 
lr6d n?   Ihr zu ^n haben, stellt Al- 

üre9gerfest. 

Ue
r R®9ierungswechsel in Bonn liegt 

SPrj Ve 
sieben Monate zurück. Aber die 

$ch0n 
rhält sich so, als habe der Wechsel 

derSich°r lan9en Jahren stattgefunden: In 
nehrnendrheitspolitik erweckt die SPD zu~ 
^ais d     den Eindruck, als habe es nie- 
^0^:5 klare Bekenntnis einer sozialde- 

b 

ratisch Um ^.^n geführten Bundesregierung 
'er ig7Q °"Doppelbeschluß vom Dezem- 

Po$itj0n 
9e9eben. Und wenn man der Op- 

So|| s
nsPartei SPD Glauben schenken 

nicht et° 'St die Massenarbeitslosigkeit 
sohu|rtpWa auf die ruinöse Haushalts- und 
*UrüclJ

npol'tik der Regierung Schmidt 
rUng d

ufunren, sondern auf die Weige- 
Sgdgr Re9ierung Kohl, zur Überwin- 
^rkt r Scnweren Krise auf dem Arbeits- 
staat|jch

ein neues, milliardenschweres 
auf2uieQ

eS     »Beschäftigungsprogrammu 

Aber d- "' 
^halh'6 Bürger sind nicht vergeßlich. 
Partei sp'n der Versuch der Oppositions- 
Herh • in der Haushalts-, Finanz- und 
Sf>ö 2u

eitspolit'k die Regierungspartei 
teilt      Verleugnen, zum Scheitern verur- 

1. In 
Sfiu J!r Arbeitsmarktpolitik wartet die 
9uf' die   9enau Jenen RezePten wieder 
^rv0r    

die  Massenarbeitslosigkeit  erst 
9erufen haben. Mit staatlichen „Be- 

schäftigungsprogrammen", die mit noch 
massiverer Staatsverschuldung und höhe- 
ren Steuern bezahlt werden müßten, ist 
der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
nicht zu gewinnen, sondern nur zu verlie- 
ren. Schließlich hat die Regierung Schmidt 
ungezählte solcher Programme auf den 
Weg gebracht. Sie haben nicht Nutzen, 
sondern Schaden gestiftet, weil immer hö- 
here Schulden, immer höhere Zinsen und 
immer mehr Steuerlasten für Bürger und 
Betriebe Gift für die Konjunktur sind — 
und damit auch Gift für den Arbeitsmarkt. 
Es kommt einer Beleidigung der Bürger 
gleich, wenn die Oppositionspartei SPD 
annimmt, die Bürger hätten vergessen, 
daß die Regierungspartei SPD mit ihren 
„Beschäftigungsprogrammen" durchweg 
Schiffbruch erlitten hat. 

2. Die Bürger in unserem Land haben 
noch im Ohr, mit welcher Entschiedenheit 
sich der sozialdemokratische Bundes- 
kanzler Helmut Schmidt stets zum NATO- 
Doppelbeschluß, der unserem Land 
Schutz geben soll gegen die sowjetische 
Raketendrohung, geäußert hat. Im De- 
zember 1981 sagte Schmidt, bei den Gen- 
fer Verhandlungen über die atomaren Mit- 
telstreckenraketen müßten „bis Ende des 
Sommers 1983 konkrete Ergebnisse vor- 
liegen". Schmidt erinnerte daran, daß die 
NATO eine „beiderseitige Null-Lösung" 
bei den Raketen vorgeschlagen habe und 
fuhr dann fort: „Wenn jedoch Ende 1983 
konkrete Ergebnisse nicht vorliegen soll- 
ten, würde die Bundesregierung, würde 
jede   Bundesregierung   die   im   eigenen 



UiD 19 •  19. Mai 1983 • Seite 4 

deutschen Sicherheitsinteresse und die 
im gemeinsamen Sicherheitsinteresse des 
Bündnisses eingegangenen Verpflichtun- 
gen aus dem Doppelbeschluß einhalten, 
das heißt, die Stationierung würde in dem 
geplanten Umfang erfolgen." 

Heute tut die Oppositionspartei SPD fast 
so, als sei Schmidt ein Kanzler der CDU/ 
CSU gewesen. Das „eigene deutsche Si- 
cherheitsinteresse", das Schmidt so ein- 
dringlich beschwor, legt die Oppositions- 
partei SPD heute auf ihre Art aus: Die SPD 
ist bereit, die Bedrohung unseres Landes 
durch sowjetische Mittelstreckenraketen 
hinzunehmen, auch wenn es auf der Seite 
des Westens kein entsprechendes Ge- 
gengewicht gibt. 

Der Wandel in der SPD hat sich in bestür- 
zender Schnelligkeit vollzogen. Die Öff- 
nung nach links ist unübersehbar. Auf fa- 
tale Art ist während der Debatte über die 
Regierungserklärung immer wieder deut- 
lich geworden, wie wenig sich in zentralen 
Fragen deutscher Politik die Positionen 
der SPD und der „Grünen" voneinander 
unterscheiden. Eine Partei aber, die heute 
für das, was sie noch vor wenigen Mona- 
ten als Regierungspartei vertreten und 
verteidigt hat, nicht mehr verantwortlich 
gemacht werden will, muß sich gefallen 
lassen, daß man sie nach ihrer Glaubwür- 
digkeit fragt. 

• 

Die absurde Idee des saarländischen 
SPD-Vorsitzenden Oskar Lafontaine, die 
deutschen Gewerkschaften zum General- 
streik gegen eine Stationierung amerikani- 
scher Mittelstreckenraketen auf deut- 
schem Boden zu bewegen, ist auf den 
entschiedenen Widerstand führender Ge- 
werkschafter gestoßen. Lafontaine, des- 
sen Kampagnen gegen den NATO-Dop- 
pelbeschluß und seine möglichen Konse- 
quenzen immer groteskere Formen an- 
nehmen, hatte seine Generalstreikforde- 

rung auf der linken Konferenz e ^ 

scher atomarer Abrüstung in ßerlin
tendß 

ben. Zwar ließen der stellvertre „ 

SPD-Vorsitzende Johannes Rau un%e- 
der Bundesgeschäftsführer der So 
mokraten, Peter Glotz, inzwischen w s 

daß man die Überlegungen Lafon . 
nicht teile. Von einer entschiedenen rft 

ge des Parteivorsitzenden Willy J0- 
oder des Bonner Fraktionschefs Ha ^ 
chen Vogel war indes bislang noch 
zu hören. M 

Eine Mobilisierung der Betrieoe Q. 
dem System der repräsentativen v ^ 

kratie, das auschließlich den demoJ<r ,,. 
legitimierten Verfassungsorganen di , 
tische Entscheidungskompetenz zU gje- 
schweren Schaden zufügen. Eine ,je 

rung und ein Parlament, die sich dur ^ 
Anmaßung selbsternannter »Hüte. gen- 
Verfassung" unter Druck setzen ^ 
würden unweigerlich zum Spielballr ^e 

ler Minderheiten degenerieren. 'en^ 
Lafontaine, ein Widerstandsrecht 0 cfl 

politische Entscheidungen dernoW .e 

legitimierter Regierungen und parla
e|ufl' 

propagiert, legt die Axt an die WWZ'• [$. 
seres freiheitlich-demokratischen P 

Staates. 
sid1 

Es ist bestürzend, wie bedenkenlos ^p 

ein führender Repräsentant der Sr ^ 
dem demokratischen Grundkonsen ^ 
politischen und gesellschaftlichen ^. 

unseres Landes, einschließlich de v0rfl 
werkschaften, entfernt. SPD-Führe ^ 
Schlage Lafontaines haben sich on ^ 
bereits so weit von der Lebens- un ^ 
kungsweise der Arbeitnehmer en .. 
daß sie ihnen mit einem solchen Ge np- 
streikansinnen überhaupt kommen ßV 

ten. Wenn die Lafontaines in der Sr ^ g0, 
terhin das Wort führen können, °nn ^ 
fort parteiamtlich zur Ordnung 9erU Q^\- 
werden, braucht sich über weitere s ^ 
demokratische Verluste in der Arbe 
merschaft niemand zu wundern. 
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RENTEN 

jHlüssel zur Stabilisierung liegt in der 
Wiederbelebung der Wirtschaft 
Pass)ferscn'iebung der Rentenan- 
Sejn    9 1984 werde nipht notwendig 
n6r Q

eü!j,ärte Generalsekretär Hei- 
ren? i  Dler auf einer Pressekonfe- 
bertBi-0nn' da Arbeitsminister Nor- 
n9tiv        eine überzeugende Alter- 
ler r,ah

Vor,e9en werde. Heiner Geiß- 
s^iai    damit zu einem Antrag der 
die h ,Usschüsse Stellung, in dem 
ges a

e|f gierten des Kölner Parteita- 
schiftu 9efordert werden, eine Ver- 

bal     9 der für den 1'Juli 1984 

2uieh Sehenen Rentenanpassung ab- 

lrwjem interview mit dem Arbeiter-Sa- 
bert g

e.r-Bund Deutschland erklärte Nor- 
Ich   •      2U dem gleichen Thema: 
9ekür?thte klarstellen: Keine Rente wurde 

ben \^ Dabei soll es auch in Zukunft blei- 
de^ er Beiträge für seine Rente bezahlt, 
Sie ist

arf die Rente nicht gekürzt werden. 
ist, daR

Schließlich kein Almosen. Richtig 
Rente im Jahr 1984 die Einnahmen der 
rurid RVersicnerung wahrscheinlich um 
den | Milliarden DM niedriger sein wer- 
gi6jch

s die Ausgaben. Hier muß ein Aus- 
kuriQs 9escnaffen werden, da die Schwan- 
es eserve, die 1972 noch über 9 Mo- 
VantS9aben betragen hat, unter der 
henc) ^rtung meiner Vorgänger weitge- 
SchiQ ab9ebaut wurde. Die Koalitiohsbe- 
^en SSe senen ausreichende Maßnah- 
^w vUr Verbesserung der Einnahmen 
haite d

erni'nderung der Ausgaben vor. Ich 
Rente her eine weitere Verschiebung der 
f°rder|-anpassung weder fur zwingend er- 
^ess nocn für sozialpolitisch ange- 

en  und  werde  dem   Kabinett  vor- 

schlagen, daß die Renten zum 1. Juli 1984 
angepaßt werden. 

asb: In diesem Jahr muß der Rentner ein 
Prozent   Krankenversicherungsbeitrag   lei- 
sten. Im kommenden Jahr werden zwei wei- 
tere Prozent gefordert.  Gibt es für diese 
Krankenversicherungsbeiträge      sachliche 
Begründungen, oder geht es dabei allein 
ums Sparen? 

Blüm: Die Rentenversicherung hat im ver- 
gangenen Jahr an die Rentner 128 Milliar- 
den DM als Renten ausgezahlt und für 
den     Krankenversicherungsschutz     der 
Rentner weitere 13 Milliarden DM aufge- 
wendet. Erst durch die stufenweise Betei- 
ligung an den Beiträgen für die Kranken- 
versicherung wird den meisten Rentnern 
klar werden, daß die Rentenversicherung 
zu ihrer Rente noch zusätzliche Leistun- 
gen erbringt. Dabei decken diese Leistun- 
gen noch nicht einmal die Hälfte der Ko- 
sten der Krankenversicherung der Rent- 
ner. Bereits aus diesen Gründen halte ich 
die Beteiligung der Rentner an den Kran- 
kenversicherungsbeiträgen   für   sachge- 
rechter. 
Die CDU/CSU hatte eine solche Beteili- 
gung in den Jahren 1968 und 1969 bereits 
einmal durchgesetzt. Wäre das von der al- 
ten Koalition nicht in Spendierlaune wie- 
der rückgängig gemacht worden, hätten 
wir viele der heutigen Probleme nicht. 
Durch die Beteiligung der Rentner an den 
Krankenversicherungsbeiträgen wird im 
übrigen heute und in den Folgejahren 
auch erreicht, daß die Renten nicht stär- 
ker steigen als die verfügbaren Einkom- 
men der Arbeitnehmer. Über diesen wich- 
tigen Grundsatz gegenwärtiger und künfti- 
ger Rentenpolitik besteht inzwischen ein 



UiD 19 •  19. Mai 1983 • Seite 6 

breiter  Konsens  unter  den  Sozialpoliti- 
kern. 

asb: In den kommenden Monaten sollen Sie 
ein Konzept entwickeln, das die Rentenver- 
sicherung wieder auf ein solides Fundament 
stellt, sie unabhängiger macht von den 
Wechselfällen der Konjunktur. Wie könnte 
dieses Konzept aussehen? 

Blüm: Der Schlüssel für eine Stabilisie- 
rung des gesamten Systems der sozialen 
Sicherung liegt in einer dauerhaften Wie- 
derbelebung der Wirtschaft. Letztendlich 
müssen es doch gerade die „kleinen Leu- 
te" büßen, wenn die Wirtschaft durch eine 
unvernünftige  Politik  der  Überforderung 
ins Schleudern gekommen ist. Eine dauer- 
hafte Stabilisierung der Finanzen der Ren- 
tenversicherung erfordert es, daß sie erst 
wieder einmal eine größere Schwankungs- 
reserve aufbaut.  Durch die Wiederbele- 
bung der Wirtschaft werden die Beitrags- 
einnahmen auch wieder steigen. Darüber 
hinaus ist bereits festgelegt, daß in dieser 
Legislaturperiode    der    Bundeszuschuß 
entsprechend der Lohnentwicklung steigt 
und nicht gekürzt wird. Weiter wird die 
Rentenanpassung   ab   1984   aktualisiert. 
Das bedeutet, daß die jeweilige Rentenan- 
passung sich nicht mehr nach der Lohn- 
entwicklung       der      vorausgegangenen 
dreieinhalb Jahre richtet,  sondern  nach 
der aktuellen Lohnentwicklung des Vor- 
jahres. Wenn Sie noch die bereits oben 
erwähnte gleichgewichtige Entwicklung der 
Renten und verfügbaren Arbeitnehmerein- 
kommen einbeziehen, haben Sie schon 
ganz wesentliche Elemente für eine künf- 
tig stabilere und unabhängigere Renten- 
versicherung. 

asb: Im Jahr 1984 müßte auch die Hinter- 
bliebenenversorgung grundsätzlich neu ge- 
regelt werden. Kommt dann etwa eine Wit- 
werrente? Welche Lösung ist realistischer- 
weise zu erwarten ? 

Blüm: Wir werden die Hinterbliebenenver- 
sorgung in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung entsprechend dem Auftrag des 
Bundesverfassungsgerichts aus dem Jah- 
re   1975   neu   ordnen.   Aus   finanziellen 

Gründen wird hierbei zunächst nur
korT1. 

begrenzte Neuregelung in Betracht 
men, die eine Gleichbehandlung von 
nern und Frauen in der Hinterbliebe  ^ 
Versorgung gewährleistet.  Wie dies 
einzelnen   ausgestaltet   sein  wird,       • 
noch nicht fest. Es bleibt aber auch 
terhin mein Ziel, neben einer grundleg 
den Neuordnung der Hinterbliebenen^ 
sorgung auch eine soziale Sicherung ^ 
Frau zu schaffen,  die vom  Leitbild 
Partnerschaft zwischen  Mann und      , 
ausgeht  und  die  rentenrechtliche A 
kennung   von   Erziehungszeiten   en ^ 
Diese Reform kann aber erst nac:n 
notwendigen  finanziellen   Konsolid'e 

der Rentenversicherung und des Bun 
haushalts realisiert werden. 

asb: Die Probleme der RentenversicW^. 
ergeben sich hauptsächlich aus der ^ 
schaftsflaute. Sie brachte auch ein* ^ 
denklichen Anstieg der Arbeitslosig«*' s. 
sich. Die Bekämpfung der Beschäftig re. 
krise hat Vorrang. Was hält die ßun n #• 
gierung in diesem Zusammenhang v ^so 
ner Verkürzung der Lebensarbeitsze^ 
einem früheren Rentenalter? 

,arK' 
iiunfl 

der Arbeit im Wege von Arbeitszeitvef^ 
zungen erreicht werden. Wir werden 
Tarifvertragsparteien einen Vorschlag   jt 
flexiblen Gestaltung der Lebensarbeit« 
in Form einer tarifvertraglich abges'c 

ten Vorruhestandsregelung  unterbre 
Solche Vereinbarungen der Tarifvertrag 
Parteien sind ohne zusätzliche Belas* 
der  Gesamtwirtschaft  möglich und     ^ 
wendig. Die neueste Tarifvereinbarung^ 
der chemischen  Industrie ist nierzU

ung 
konstruktiver   Beitrag.   Eine  Verkürz" g 

der Lebensarbeitszeit über eine wei 
Herabsetzung der flexiblen Altersgre  ^ 
in der Rentenversicherung kommt nie ^ 

Blüm: Eine Entlastung des Arbeitsrn 
tes kann durch eine bessere Verte1 

Betracht, da die Rentenversicherung 
sich hieraus ergebenden Kosten au er»  . 
versicherungsmathematischen    Abs 
gen nicht finanzieren könnte. 
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SOZIALES 

Stärkung der häuslichen Pflege 
^stelle von Krankenhaus-Einweisung 
prao drin9enden Lösung bedarf die 
pfl9e nach der Absicherung des 
9eri? ual,"Rlsikos bei älteren Mitbür- 
sab        e dle CDU ln*mrem G»*und" 
^inPr°9ramm von 1978 festgelegt: 
m»* Qesellschaft ist nur dann hu- 
. dni Wenn .u .11.- KII.MM M»K.".r- 
9ern *6nn sie a,,en älteren Mitbür- 
tes L

e'n gesichertes und sinnerfüll 
Mir*      n ln e,nem der Menschen- 
hai7 entsPrechenden Rahmen er- 
\r\ d?lcjj*"' so wurde diese Aussage 
d6r R

n ^palitionsverhandlungen bei 
198J e9'erungsbildung im Herbst 
bart- eln.9ebracnt- Dort wurde verein- 
fa|| irP'e Absicherung des Pflege- 
hillj, kos "nd die Verstärkung der 
ken? chen Pflege anstelle von Kran- 
an2J,gt

Us"EJnweisungen ist langfristig 

[j^ 10. Deutsche Bundestag wird sich 
geb|j 

nrnehr um die Schließung der an- 
Si^ho Lücke im sYstern der sozialen 
QeVh g bemuhen müssen, stellt MdB 
gem d Braun, Vorsitzender der Arbeits- 
CSU RSchaft Kommunalpolitik der CDU/ 
hend 

Undesta9sfraktion, fest. Ausge- 
tere p°n der Tatsache, daß gerade die äl- 
2Wejr^

eneration Krieg und Hunger und 
ist si\} eine Währungsreform erlebt hat, 
ch6n

e, heute, nach einem entbehrungsrei- 
ns>n?i i?ben' oft genug erstmals frei von fi- 
?ü   'e len Sorgen. Das allerdings trifft nur 
SL"ndh 9e die Rentner sich 9uter Ge~ 
pfleQ Kt erfreuen- Wird der Rentner aber 
Lein ? dürfti9- dann kommt zu d'esem 
gut© R an2ielle Belastung, die selbst eine 
2UfTl ^

ente übersteigt. Der Rentner wird 
verm. 02ialhilfeempfänger; und, sofern 

°9en vorhanden ist, muß auch die- 

ses zur Finanzierung der Pflege in einem 
Heim eingesetzt werden. Die Kosten der 
Heimunterbringung muß die Sozialhilfe 
tragen, wenn kein Vermögen vorhanden 
ist und die Rente die Unkosten nicht 
deckt. Eine andere Lösung gibt es heute 
nicht. 
Für das wachsende Risiko der Pflegebe- 
dürftigkeit im Alter gibt es derzeit keine 
Möglichkeit der finanziellen Vorsorge. Im 
Januar dieses Jahres haben die Bundes- 
vereinigung der kommunalen Spitzenver- 
bände,    die    Bundesarbeitsgemeinschaft 
der  überörtlichen Träger der Sozialhilfe 
und die Spitzenverbände der Wohlfahrts- 
pflege unter Federführung des Deutschen 
Städtetages an Bund und Länder appel- 
liert, möglichst bald die Initiative für eine 
gesetzliche   Regelung   der   Absicherung 
des   Pflegefall-Risikos  zu   ergreifen.   Die 
Verbände sprechen sich für eine obligato- 
rische Pflegeversicherung mit organisato- 
rischer   Anbindung   an   die   gesetzliche 
Krankenversicherung aus. Aus dieser Ver- 
sicherung sollen die Kosten der Pflege al- 
ter Menschen im ambulanten, teilstationä- 
ren   und   stationären   Bereich   finanziert 
werden. Dieser Vorschlag muß auf seine 
Realisierungschancen    intensiv    geprüft 
werden. Als Alternative wäre denkbar, daß 
die private Versicherungswirtschaft Mög- 
lichkeiten einer Vorsorge für den einzel- 
nen anbietet. Entscheidend wird sein, die 
notwendigen Maßnahmen so zu gestalten, 
daß der bisher hohe Anteil der Pflege im 
offenen Bereich erhalten oder sogar ge- 
stärkt wird. Eine Schwerpunktverlagerung 
zur stationären Hilfe sollte in jedem Fall 
vorrangig unter humanen Gesichtspunk- 
ten, aber auch aus Kostengründen, ver- 
mieden werden. 
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PARAGRAPH 218 

Ein verbesserter 
Schutz des 
ungeborenen Lebens 
muß oberstes Ziel sein 
Zu der wieder aufgeflammten Dis- 
kussion über die Problematik des re- 
formierten § 218 und der Finanzie- 
rung von sozial indizierten Schwan- 
gerschaftsabbrüchen durch die 
Krankenkassen erklärt der stellver- 
tretende Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, MdB Adolf Mül- 
ler (Remscheid): 

Zahlreiche Christen, Katholiken und 
Protestanten, befinden sich aufgrund 

der geltenden Finanzierungsregelung ge- 
mäß § 200 f RVO bei legalen Schwanger- 
schaftsabbrüchen in einem schweren Ge- 
wissenskonflikt. Sie wissen, daß sie mit 
ihren Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen 
Krankenversicherung Handlungen finan- 
zieren, die nach ihrem Wertebewußtsein 
als Tötung ungeborenen menschlichen 
Lebens einen schwerwiegenden Verstoß 
gegen göttliches Naturrecht darstellen. 
Stellvertretend für diese derart betroffe- 
nen Mitmenschen hat eine Bürgerin die 
geltende Finanzierungsregelung der 
Reichsversicherungsordnung vor dem So- 
zialgericht Dortmund angefochten. Das 
Gericht ist mit der Klägerin der Auffas- 
sung, daß § 200 f RVO gegen das Grund- 
gesetz verstößt. Mit einem Vorlagebe- 
schluß hat es das Bundesverfassungsge- 
richt um eine verbindliche Entscheidung 
über die Verfassungsmäßigkeit der ange- 
fochtenen Finanzierungsregelung gebe- 
ten. 

Der Anteil der mit einer Notlage begrün- 
deten Fälle an der Gesamtzahl der gemel- 

deten   Schwangerschaftsabbrüche   ^ 
derzeit bei fast 80%. Diese Zahl legJyori- 
Verdacht nahe, daß sich eine denni w 
laut und Sinn der Norm nicht gerecht 
dende Auslegung  der  Indikationen •» 
lung mit der oberflächlichen Festst

ff,nCje- 
objektiver oder nur subjektiv ernp"    {Z. 
ner Schwierigkeiten begnügt. Die 9e   p. 
lieh vorgeschriebene wertende AuSJLser 
dersetzung mit den Auswirkungen d'   „ 
Verhältnisse auf die davon betroffene 
unterbleibt im Regelfall. oun- 
Man kann davon ausgehen, daß das•    er 

desverfassungsgericht dem GeSqegie- 
ebenso wie den verantwortlichen p 
rungen in Bund und Ländern Hinweis    js 
ben wird, wie sie der bedenklichen "   . 
der  leichtfertigen  oder  gar mißbra

njrldi- 
chen Inanspruchnahme der Notlage 
kation wirksamer begegnen können- 
Wenn das 1975 in Kraft getretene G« 
in der Praxis so korrekt angewendet 
de, wie es der Gesetzgeber seinerze 
wartet hat, wäre den jetzt geltend «ä, 
machten Zweifeln an der Verfassung5 ^ 
ßigkeit   der   Finanzierungsregelung 
rechtstatsächliche Grundlage entzöge • 
Unabhängig vom Ausgang dieses peC

js0- 
Streits kommt für die CDU/CSU ein,eßfT,it 
lierte Neuregelung der §§ 218 ff- Stän- 
dern Ziel  einer gesetzlichen i 
kung insbesondere der Notlagenindik*  n 

nicht in Betracht. Nach allen vorliege"" ^ 
Erfahrungen wäre zu befürchten, dao ^ 
einem  gleichbleibend  hohen Stano 
tatsächlichen Schwangerschaftsabbr 
die Zahl der kriminellen Aborte mit a 

damit für die betroffenen Frauen ejnne y .^ 
henden gesundheitlichen und sozialen 
siken wieder ansteigen würde. Der 
setzgeber hätte dann nur an den Syn1 r gS 

men kuriert. Die eigentliche Wurzel ^ 
Übels, nämlich die gesellschaftlichen 
Sachen für die Notlage schwangerer r 
en, hätte er jedoch unverändert gelas   n 

Ein verbesserter Schutz des ungebc-re 
menschlichen Lebens ist jedoch die o 
ste Richtschnur des politischen Hana 
der CDU/CSU. 
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FORMATION 

au sichert 

Clsplätae 
,e

chn0|  esrePublik muß neue Computer- 
«trie 

^urch 
bauen, die deutsche Indu- 

0ffrien7"Dn eine "Offensive" neue Märkte 
8ter Hein/o- hat Bundesforschungsmini- 
ÖeiSni..    

Riesenhuber verlangt. 
sat2 

e'se sei der immer stärkere Ein- 
?u ^OIK °botern in der Produktion nicht 

seib, 
erden R1' Das muß fur uns Dedeuten: 

--'ber b  Roboter einsetzt, muß ihn auch 
Sr au    " können- Sonst werden Ro- 

st seh «nderen   Ländern   importiert. 
Ur)d nicht •        Wir Arbeitsplätze in Tokio 

^esenh  
ln Braunschweig.u 

der <% Qber lobte -die klu9e Weise- mit 

B 
hv 
b5 
rderrf r!*e 'rsetzt werden könnten. Au- 

^aß 
ehme e„Werkschaften sich des Themas 

- durCk DSie würden klar erkennen, 
^Wieriq 

oboter und Computer auch 
R e't$Dlät' d'e Gesundheit schädigende 
?rdem a K 6rSetzt werden könnten. Au- 

• e Com 6S viele Beispiele, daß mo- 
Slchere 

mputertechnologie Arbeitsplätze 
u6r gü 
dern Qe ®s.forschungsminister betonte in 
StlJngen 

P
ri
rach- er erkenne die Spitzenlei- 

*Uf vi6|e rascher  Hochschulforschung 
r'eler) Päli ten an- Allerdings sei es in 
6fHjbiik 

en Passiert, daß in der Bundes- 
JebniSse 

hervorragende    Forschungser- 
Sßr Era Kle,t würden- die Umsetzung 

l%e ^ebr>isse allerdings im Ausland 
?te ^Usa ,r braucnen deshalb eine stär- 
^orsoh menarbeit zwischen Universi- 
\ _Cr>un< 

^oige   ^bn'sse allerdings im Ausland 

%$ ^' ^'ssenschaft allgemein ein zu 

^  '9 und der Industrie." Außer- 
k Cn in dl !S an den Hochschulen, aber 

J^n be*D
t
an Bürokratie. „Die Belastung 

o  'nien it
ende Arbeit in verschiedenen 

r8, so da      viele Wissenschaftler zu 
könne  * S'e nicht in Ruhe nacnden- 

CDU faßt für Landtagswahlen 
1985 eine Koalition 
mit der FDP ins Auge 
Für den Fall, daß die CDU bei der nord- 
rhein-westfälischen Landtagswahl 1985 
nicht die absolute Mehrheit erreichen soll- 
ten, strebt der neue Spitzenkandidat der 
Union, der rheinische Landesvorsitzende 
Bernhard Worms, eine Koalition mit der 
FDP an. Das erklärte Worms in einem Ge- 
spräch mit der „Westfälischen Rund- 
schau", Dortmund. 

Koalitionen, sagte Worms, würden fak- 
tisch im Vorfeld von Wahlen geschlossen. 
„Von dort her werde ich mich bemühen, 
daß wir auf der einen Seite aus eigener 
Kraft gewinnen, auf der anderen Seite 
aber, nämlich wenn wir das nicht schaffen, 
eine Koalition möglich machen." 

Nach Lage der Dinge bestehe in Nord- 
rhein-Westfalen keine Notwendigkeit für 
eine große Koalition mit der SPD. „Und da 
ich eine Koalition der CDU mit den Grünen 
von vornherein ausschließe, gibt es nur 
die Frage einer Koalition mit der FDP. Dort 
sehe ich mein Arbeitsfeld." Er gehe dies 
allerdings auch ganz beruhigt an. „Denn 
ich kann auf jahrelange, gute Kontakte zur 
FDP zurückgreifen." 

Bundesgrenzschutz 
unterstützt Zoll bei der 
Rauschgiftbekämpfung 
Bundesfinanzminister Gerhard Stolten- 
berg und Bundesinnenminister Friedrich 
Zimmermann haben vereinbart, Aufgaben 
des Zolls zur Bekämpfung des Rauschgift- 
schmuggels auch von Beamten des Bun- 
desgrenzschutzes wahrnehmen zu las- 
sen. Die Vereinbarung beruht auf dem seit 
1. Januar 1982 in Kraft getretenen neuen 
Betäubungsmittelgesetz. Die Vereinba- 
rung dient der Intensivierung der Bekämp- 
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fung des Rauschgiftschmuggels an den 
Grenzen der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Beide Minister haben sich dabei von 
der Erwägung leiten lassen, alle in der 
Grenzüberwachung eingesetzten Kräfte in 
die Rauschgiftbekämpfung einzubezie- 
hen. Sie sind der Überzeugung, daß mit 
dieser Maßnahme ein weiterer wirkungs- 
voller Beitrag zur Eindämmung des illega- 
len Rauschgifthandels geleistet wird. 

Fraktionsgeschäftsführer 
im Europarat 
Der CDU-Abgeordnete Claus Jäger aus 
Wangen im Allgäu/Baden-Württemberg ist 
von der christlich-demokratischen Frak- 
tion in der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates in Straßburg zum 
Generalsekretär (in Deutschland: Frak- 
tionsgeschäftsführer) gewählt worden 
und ist somit nicht, wie irrtümlich in der 
Überschrift der entsprechenden Meldung 
in der UiD-Nr. 18 auf Seite 10 formuliert 
wurde, Geschäftsführer des Europaparla- 
mentes. 

Beteiligung der Arbeitnehmer 
bei der Einführung 
neuer Technologien 
Die Einführung neuer Technologien erfor- 
dere eine rechtzeitige und möglichst weit- 
gehende Beteiligung der Arbeitnehmer, 
erklärte der Parlamentarische Staatsse- 
kretär im Bundesarbeitsministerium, Wolf- 
gang Vogt, in Paris. Er sprach vor der 
Konferenz des Europäischen Gewerk- 
schaftsbundes über die neuen Technolo- 
gien und die Arbeitsbedingungen. Vogt 
machte deutlich, daß es zu den neuen 
Technologien keine Alternative gebe. „Ein 
Ausstieg aus der Industriegesellschaft ist 
nicht möglich." 

Es gelte, sie in den Dienst der Menschen 
zu stellen, um das in ihnen enthaltene Po- 

0 We^' 
tential   auszuschöpfen   für  die   ^$ 
werbsfähigkeit unserer Wirtscha- ^ 
Sicherung von Arbeitsplätzen, die 

die V«r' 
fung neuer Arbeitsplätze und fur   ^ifi- 
besserung der Arbeits- und Le gelT 
gungen. Das werde aber nur ^^' 
wenn die Menschen, die die neu Si- 
nologien am Arbeitsplatz anwen ^t 
len, ihnen nicht mit Ablehnung.^ 
oder Vorbehalten begegnen. 'D^be\\^' 
tanz neuer Technologien in der A ^ 
merschaft erfordert einen bre ßeteili0te 

sens. Die Betroffenen müssen 

*"**y 

werden.' 

Schetter wiedergewählt 
Die 9. Ordentliche Generalvers 
des Gesamtverbandes der Cn QS 

Gewerkschaften Deutschlands — ^ 
hat den bisherigen Vorsitzenden.^, 
Schetter, für weitere vier Jahre m' ^ 
Amt bestätigt. Schetter (59) ist ^ 
Vorsitzender des Christlichen Me ^ | 
terverbandes  Deutschlands  ""   .^n^ 
und stellvertretender Bundesvors ^ 
des Christlichen Gewerkschaft ,,/ 
Deutschlands - CGB. Zu seinen ^ 
tretern wählten die Delegiert 
Breuer und Werner Paulsen. 

Stadtrat tritt aus SPD *ü8 ^ 
Nach fast 20jähriger Parteizugeh^^p- 
ist, wie die „Süddeutsche Zeitung f $ 
tete, der Ansbacher Stadtrat B«j' j^ 
precht aus der SPD ausgetreten- ^ 
Stadtrat als parteiloser Kandidf ^ 
mitarbeiten. Seinen Schritt begr»^ ff1' 
mit den zunehmenden marxistisc ^ 
denzen in der SPD. Die Übereinst ^ $ 
von Jungsozialisten und »^run

tene^ 
sich gemeinsam gegen das he ^fi 
Wirtschaftssystem ausgesprochen ^ j 
sowie die „Schaukelhaltung" der

h|agfil 

der Atomfrage hätten den Aussc 
den Austritt gegeben. 
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^DR-KONTROLLEN 

^ Schwernisse im innerdeutschen 
*reiz- und Reiseverkehr abbauen 
0||en £'iund Methode von Kon- 
SÄDDR"Grenzorgane im in- 
*r Par !chen Reiseverkehr hat ietz 
^im 

Bund 

jetzt 
entarische Staatssekretär 

• °he Be?i tSmlnlster für »nnerdeut- 
nnir, . enunaen MHR nttfri^H 

S3»' A^sk 
N* gen, MdB Ottfried 

beant- 
Horst 

'orteg rtUSKunft gegeben. Er I 
^rötJerJ11* Fra9e" von MdB 
k'^e PA      U- a- wissen wollte, 
>trono°rrTen und Methoden von 

Ch von H   er DDR-Grenzorgane 
»  Sd* J übl|chen Grenzkontrol- 

len scher 0r9ane unter" 

b er F|e- 
DDFI fähnde' der besuchsweise in die 

lüPaß sow ' braucht einen gültigen Rei- 
fe! ein Pirl6 einen Berechtigungsschein 
vNann     eisevisum-   Am   DDR-Grenz- %    .     '9 Wor^  ...... _ 

re 
to  9ariQvJ    sevisum-   Am   DDR-Gren; 
M   AnaPiverden zunächst diese Papier 
>6iten Ä9en der Paß- und Kontroll- 

' uniform der Grenztruppen 
• Ausnahmen von der Paß- 

5~DMeS n'Cht' Das Einre'sevisum 

l^ all? der Uniform der Grenztruppen 
°%o||        Uft"  A,,*~~' i— n-o 
Qstet { 

Sh 
Äbt 

liw en Reil° die Zol|kontrolle des ein- 
s ns'tät., .nden- Sie ist nach Dauer und 
Arider u, tersch'edlich. Die Einfuhr be- 

"ere v\/a     n in die DDR ist verboten. 
W Vor» G dÜrfen nach der Entrich" 
?B werdp enenm'gungsgebühren einge- 
bt v°n innkWenn die Geschenkfreigren- 

C Re'sen Mark der DDR Pro Person 

A ^ren R 
Von 5 Tagen oder länger, bei 

•   nthalt!t  en Von 200 Mark der DDR ie 

*% & J   ag überschritten sind. Hei* 
Än GePäcl?de muß damit sehnen, daß 

ofahrl 9enau durchgesehen wird. 
nrten wird der Tank mit Sonden 

Autr 

kontrolliert und die hintere Sitzbank ange- 
hoben, um eventuell verborgene Gegen- 
stände zu entdecken. 

Im Einzelfall sind schärfere Kontrollen, 
auch Leibesvisitationen, möglich, wenn 
der Verdacht auftaucht, daß der Reisende 
bestimmte Gegenstände, z. B. Zeitungen 
und Zeitschriften, entgegen den DDR-Be- 
stimmungen einführen wollte. Die Einrei- 
sekontrollen dauern in der Regel 20 Minu- 
ten bis eine Stunde, in Ausnahmefällen 
länger. Bei der Ausreise erfolgt zuerst ei- 
ne Vorkontrolle des Reisepasses beim 
Passieren der Sperrzone in Grenznähe. 

Am Grenzübergang erfolgt die Zollkontrol- 
le in gleicher Weise wie bei der Einreise. 
Es wird jetzt besonders auf Waren geach- 
tet, die aus der DDR nicht ausgeführt wer- 
den dürfen, z. B. Fleischwaren, Schuhe, 
Briefmarken- und Münzsammlungen und 
Antiquitäten. Verstöße gegen die Ausfuhr- 
bestimmungen können mit hohen Geld- 
strafen belegt werden und sind, gemes- 
sen an den Maßstäben, die in der Bundes- 
republik Deutschland gelten, oft außeror- 
dentlich hart. Bei Autos wird der Unterbo- 
den gespiegelt, um mögliche Flüchtlings- 
verstecke zu entdecken. 

Abschließend erfolgt wieder eine genaue 
Paßkontrolle. Danach wird die Ausreise in 
die Bundesrepublik Deutschland freigege- 
ben. Jeder Reisende, der in die DDR fährt, 
empfindet besonders die unfreundliche 
und gespannte Atmosphäre als belastend, 
die dort während der Kontrollprozeduren 
entsteht und oft von den Kontrolleuren 
bewußt erzeugt wird. Dieser Atmosphäre 
kann sich auch derjenige nicht entziehen, 
der die DDR-Bestimmungen genau kennt 



UiD 19 •  19. Mai 1983 • Seite 12 

und weiß, daß er nicht gegen sie versto- 
ßen hat. 
Im übrigen werden von vielen Reisenden 
besonders die Zollkontrollen als kleinlich 
empfunden. Sie sind es oft auch dann, 
wenn man die DDR-Bestimmungen in 
Rechnung stellt. Die Bundesregierung 
wird sich weiterhin darum bemühen, daß 
die DDR-Regierung geeignete Maßnah- 
men ergreift, damit den Reisenden Ver- 
ängstigung und Einschüchterung während 
der Kontrollen erspart bleiben. 
Deutsche aus der DDR benötigen keine 
behördliche Genehmigung aus der Bun- 
desrepublik Deutschland für die Ein- und 
Ausreise. Folglich entfallen auch Visage- 
bühren. Angehörige von mehr als 75 Staa- 
ten können als Besucher für drei Monate 
ohne Visum in die Bundesrepublik einrei- 
sen. An den Grenzübergängen der Bun- 
desrepublik Deutschland stehen Paßkon- 
trollen im Ermessen der Kontrolleure. Die 

Reisenden können oft ohne pa zone' 
ein- oder ausreisen. Eine Sper .p $ 
Grenznähe wie in der DDR g'b* * 0 
Bundesrepublik Deutschland nicn -^ $ 

Pässe in Grenznähe. Von ZoHkon^ ^ 
len bei der Ein- und Ausreise kan

chiefitip 

falls abgesehen werden. Das geS 

der Praxis häufig. ,^i 
Auch in der Bundesrepublik Deuts ^ 
können Zollkontrollen langwierig^ J f 
lieh und scharf sein. In der "r ^ 
schieht das bei besonderen Verdai fl. 
menten, z. B. in bezug auf Fja• $> 
Schmuggel. Auf die meisten n $ 
wirken sich scharfe Kontrollen n' nde5' 
Der Anreiz, bei der Einreise in die' e<^ß 
republik übliche Waren unter ur"yjstf 
der Zollbestimmungen einzuführen^ ^il- 
ringer als bei Reisen in die DDP- -^ 
bestimmungen sind nicht so sena 
der DDR. 

Todesfälle im Bereich der Grenzübergänge 
Die Fragen des Abgeordneten Eduard 
Lintner (CSU): 
— Sind der Bundesregierung in den letz- 

ten fünf Jahren Todesfälle von Transit- 
reisenden oder Besuchern in der DDR 
oder in Ost-Berlin während Kontrollen 
oder Verhören durch DDR-Organe be- 
kanntgeworden? 

— Wenn ja, welche, und welche Begrün- 
dung — im Einzelfall — haben die 
DDR-Behörden wegen der Todesursa- 
che angegeben? 

— Wie hat die Bundesregierung ihrerseits 
darauf reagiert? 

beantwortete Staatssekretär Hennig wie 
folgt: 
Die Regierung der DDR hat gemäß Arti- 
kel 3 Absatz 3 des Gesundheitsabkom- 
mens folgende Todesfälle „an der Grenz- 
übergangsstelle" oder „im Bereich des 
Grenzübergangs" mitgeteilt: 
1978 zwölf, 1979 fünf, 1980 zehn, 
1981 sieben, 1982 null. 

HerZ' 
Als Todesursache wurden jevvei   ^pyi. 
versagen, Herzinfarkt oder verg' 
Herzerkrankungen genannt. 

nd*f 

Der Bundesregierung lagen vveder
N/erstö!ß 

DDR noch von Angehörigen der tänd 
benen, noch durch sonstige Jp jgsfr 
Hinweise darauf vor, daß die l ejr# 
während Kontrollen oder Verhören ^ 
treten sind. Es kann allerdings ni ^ 
geschlossen werden, daß die du .^t 
trollmaßnahmen an der Grenze ausy ge- 
psychische Belastung im Einzelfa' u 
sundheitlichen Gefährdungen gej" jn $ 
Die Bundesregierung hat deshalD j{ <je 
Vergangenheit wiederholt auf die' c^\ 
Grenzabfertigung verbundenen E / 
nisse für die Reisenden hinget'6* ^ 
von der DDR den Abbau von Beia ^d 
im innerdeutschen Reiseverkehr ^ 
Transitverkehr nach und von Bern       $\ 

t 

verlangt. Sie wird diese Bemunu' »  f0 

allen ihr zu Gebote stehenden Mit 
setzen. 

ft' 
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OMV BUNDESKONFERENZ 

&as Bewußtsein der Einheit 
Deutschlands weiter wachhalten 

^enÜ o6" und7- Mai 1983 statt9e- 
der Q*? Bundesdelegiertentagung 
hi9Uno • Und Mitteldeutschen Verei- 
V6rtri2 'n de' CDU/CSU-Union der 
tete dl ?en und Flüchtlinge — rich- 
Wu

cDU-Vorsitzende Bundes- 
lein J He>mut Kohl ein Grußwort, in 
tion hp •'a" neißt: »Die deutsche Na- 
Se|bsth   ht fort-Wir sind ,ür das 

N fü
D®st'mmungsrecht aller Völker 

Pas. |n 
das Ende der Teilung Euro- 

a"es tu em Rahmen werden wir 
Sinhej*n'Um in Frieden die deutsche 
<V Dj2u erstreben und zu vollen- 
det <ije es ist einer der Leitsätze, un- 
rulQ itl. dle Arbeit meiner Regie- 

9 »••teilt habe. 

U|jchp^eutschland verläuft eine gefähr- 
°st u ® Grenze, die Deutsche, Europäer, 
n'cht da West trennt. Wir können uns 
das Spin* abfinden- daß an dieser Linie 
Son       lbstbestimmungsrecht    aufhören 

hlUndqauer- Stacheldraht, Schießbe- 
He Norm ,cbikanen existieren, gibt es kei- 
^erw tät' Wir schwei9en nicht, wenn 
lrUeres 

enrechte verletzt werden. Aber im 
Ö6utsch? der Menschen im geteilten 
sche F"

land werden wir beharrlich prakti- 
9ewOQenhChritte auf der Basis von Aus" stUno a 

eit von Leistung und Gegenlei- 
MdB

9 a^treben. 
vereiniQ

rbert HuPka, der Vorsitzende der 
^n Vor"9, konnte als ersten Gastredner 
d6r CDU/nenden der Bundestagsfraktion 
9r(jß6n 

U/CSU, MdB Alfred Dregger, be- 
uWhi die aktuellen Fragen der 

n'andpolitik in den Mittelpunkt sei- 

ner Ausführungen stellte und dabei auf die 
harten Auseinandersetzungen mit den 
Gegnern des NATO-Doppelbeschlusses 
hinwies. 
Der Tagungspräsident, MdL Rudolf Fried- 
rich, gab dann als nächstem Redner dem 
rheinischen CDU-Vorsitzenden  Bernhard 
Worms das Wort. Dieser hob die Bedeu- 
tung der Vereinigung in den deutschland- 
politischen   Diskussionen   innerhalb   der 
Unionsparteien hervor und betonte, daß 
der 30. Jahrestag des 17. Juni in ange- 
messener Form zu begehen sei. Weiter 
sagte er u. a.: „Unser Dank und unsere 
Anerkennung gilt Ihren fortdauernden Be- 
mühungen,   das   Bewußtsein   der   deut- 
schen Einheit lebendig zu halten und an 
die nachwachsenden Generationen weiter 
zu vermitteln. Das Wiedervereinigungsge- 
bot  des  Grundgesetzes  mag  manchem 
überholt und altmodisch erscheinen. Um 
es noch deutlicher zu sagen: Manche Bür- 
ger sind so satt und zufrieden geworden, 
daß sie diese große Perspektive aus ihrem 
persönlichen  Erwartungshorizont  ausge- 
klammert haben. Erstaunlicherweise be- 
ginnt sich aber gerade in der jungen Ge- 
neration, der wir oft so wenig Idealismus 
zutrauen, wieder eine neue Suche nach 
nationaler Identität bemerkbar zu machen. 
Diese Suche nach nationaler Identität muß 
alle diejenigen von uns Älteren beschä- 
men, die den Gedanken und die Perspek- 
tive der Einheit der Deutschen kleinmütig 
preisgegeben haben." 
Mit großem Beifall begrüßte die Versamm- 
lung den  Bundesminister für innerdeut- 
sche   Beziehungen,   Heinrich   Windelen. 
Herbert  Hupka  konnte  seinem  schlesi- 
schen Landsmann sagen, daß die Dele- 
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giertentagung beschlossen habe, Heinrich 
Windelen für die Wahl in den Bundesvor- 
stand der CDU auf dem bevorstehenden 
Kölner Bundesparteitag vorzuschlagen. 
Heinrich Windelen führte in seiner Grund- 
satzrede zum Thema „Das Wiedervereini- 
gungsgebot des Grundgesetzes" u. a. 
aus: „Man sagt uns immer wieder, daß un- 
ser Ruf nach Einheit, Recht und Freiheit 
für alle Deutschen von den Völkern des 
Ostens als Verunsicherung und Drohung 
empfunden würde, daß wir mit diesen For- 
derungen die Entspannung gefährdeten. 
Ich kann diese Auffassung nicht teilen. Wir 
fordern Menschen- und Freiheitsrechte ja 
nicht nur für uns, sondern für alle Men- 
schen auf der Welt. Der Ruf nach Freiheit 
kann doch nur von dem als Drohung emp- 
funden werden, der die Freiheit unter- 
drückt. Wenn die Freiheit aber wirklich un- 
teilbar ist, wie wir auf Festreden immer hö- 
ren, dann muß sie doch für alle Menschen 
gelten — auch für unsere Landsleute jen- 
seits von Elbe und Werra und auch für die 
Hunderttausende, die als Deutsche immer 
noch in Rußland, Siebenbürgen oder im 
polnischen Machtbereich leben, und die 
Anspruch auf unsere Solidarität haben. 
Auch nach allen Erschwernissen, die 
durch die Vertragspolitik der letzten 13 
Jahre eingetreten sein mögen, sind wir — 
dank unserer Wachsamkeit in der Opposi- 
tion und dank der Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichtes — hand- 
lungsfähig geblieben. Nun kommt es ent- 
scheidend darauf an, ob wir den verblie- 
benen Spielraum auch nutzen wollen. Das 
ist weniger eine Rechtsfrage als eine Fra- 
ge des politischen Willens und des langen 
Atems." 
MdB Herbert Hupka stellte in seinem Re- 
chenschaftsbericht die Aufgaben seiner 
Vereinigung im einzelnen dar. Zum Schluß 
seiner Rede, die im vollen Wortlaut von 
der Geschäftsstelle der Ost- und Mittel- 
deutschen Vereinigung (Bonn, Konrad- 
Adenauer-Haus) angefordert werden 
kann, sagte Herbert Hupka: 
„Wir wollen bewahren: das Erbe, politisch 

und kulturell, das Erbe heißt Deuttf 
seine Geschichte und seine Exis* 0r 
wollen behaupten: das Selbs ung5- 
mungsrecht und den Wiederverein g^ 
willen des deutschen Volkes. Die $• 
darf nicht das letzte Wort über D hai 
land sein. Wer auf Gewalt verzicn dgfl. 
darf nicht zusätzlich gezwungen 
fremde Gewalt anzuerkennen." ,g5 

Der designierte neue Vorsitzen ü\- 
Bundestagsausschusses für '^n

Redde' 
sehe Beziehungen, MdB Gerharö/\^- 
mann, der zum Abschluß einerleb^ \ß 
laufenen Diskussion das Wort nan ' j. 
handelte aktuelle Fragen der Deütt0^' 
Politik. Dabei wies er u. a. auf die N ^ 
digkeit einer beharrlichen Politik & ^ 
Machthabern der DDR hin. Es ge'1 per 
aller Schwierigkeiten in der Frage " ^ 
severkehrs und des Zwangsurnta. ^ 
im Interesse der Menschen im m 
geteilten Deutschland voranzukom ^ 

Der deutschlandpolitische sPref?a ßd«|' 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, MdB 
ard Lintner, referierte und diskutie $ 
den Teilnehmern der Delegierten ^r 
ausführlich und wurde als fun \fi 
CSU-Deutschlandpolitiker herzl' „d d«f 

grüßt. Die Neuwahlen zum Vorsta p 
Ost- und Mitteldeutschen Vereinig ^ 
der CDU/CSU bestätigten Herbert e<i 
mit 105 Stimmen von 106 abgeS?^' 
Stimmen. Dies ist ein hervorragen" ^(r 
trauensbeweis für die bisherige se 
rige Arbeit des Vorsitzenden. ^ 

Stellvertretende Vorsitzende wurd®" j^t1- 
Ursula Besser, MdA, Rudolf [/L^ 
MdL, Helmut Sauer, MdB, Fritz VW ^ 
MdB, Schatzmeister: Otto Frn

oO0ö' 
Fircks, Beisitzer: Hans-Erich Frhr. ^6 
denhausen, Herbert Czaja, MdB, ^f 
Dewitz, Hartmut Gassner, Bernhard ^r 
da, MdB, Sieghard Rost, MdL 
Schwarz, Erich Weidlich. (0\6 

Zum Hauptgeschäftsführer wurde
hnLjn9s' 

Rummler wiedergewählt. Als Recn ^\ 
prüfer bestimmten die Delegierten-   ( 

Leichtenberger und Hellmut Sehne 
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fINANZPLANUNGSRAT 

^ushaltskonsolidierung durch 
69renzung der Ausgaben 

April iQo^P'anungsrat trat am 28. 
^'^istft    unter Vorsitz des Bundes- 
Sto'tenh der F|nanzen,*Gerhard 
d*s Vi>    9' und unter Teilnahme 
ÖUrideltPräsldenten der Deutschen 
H|nerS

ank' Helmut Schlesinger, zu 
" Sitzung zusammen. 

Idi»  '^'Punkt der Beratungen standen 
haushaltsabschlüsse     1982,    die 

'die 
Haushait« 
Sru 'Entwicklung 1983 vor dem Hin- 
9e sow, der aktue"en konjunkturellen La- 
yoikS- u

6 die er"ste Beratung vorläufiger 
rr>en für rtd finanzw'rtschaftlicher Annah- 
W(irfe 19R Aufstel|ung der Haushaltsent- 
wurfes Und für die Fortschreibung der 
D|e 

9en Finanzpläne bis 1987. 
Ste||ten ?'ieder des  Finanzplanungsrates 
der und r daß im Jahr 1982 Bund' Lan" tl"iQfik. Gerneinden in ihrem Verantwor- 

*'e| der* u°hen Entscheidungen mit dem 
fen habß 

Haushaltskonsolidierung getrof- 

nan?Poi!tUhrUn9 des eingeschlagenen fi- 
Jes VertSChen Kurses sei zur Festigung 

erha|tenHUenS   'n   das   finanzpolitische 
tani^ ^er   Öffpntlifhar.    UonH   \ir\n   \ir\r. 

vo 9'9er 
nBi 

Bed 
öffentlichen Hand von vor- 

eutung. Die Haushalte 1983 aUnd      •• "»•   l-"c   nauöiicme    laou 
n dies 

dern und Gemeinden wür- 
echt. ' p Linie insgesamt gesehen ge- 

« Uermeh a'9e konjunkturbedingte 
d 9l|ch ^reinnanmen (netto) sollten vor- 

s ver^
Ur Verm'nderung des Kreditbe- 

Mit 
Jndet werden. 

N*n ü9beder des  Finanzplanungsrates 
ereinstimmend der Auffassung, 

daß die Finanzpolitik in den nächsten Jah- 
ren nachhaltig dazu beitragen müsse, die 
Wachstumskräfte weiter zu stärken und 
die Arbeitsmarktlage schrittweise zu ver- 
bessern. Dazu sei es notwendig, die 
Haushaltskonsolidierung entsprechend 
der erwarteten fortschreitenden wirt- 
schaftlichen Belebung in den kommenden 
Jahren verstärkt voranzutreiben. Konsoli- 
dierungsmaßnahmen müssen vor allem 
bei den in der Vergangenheit besonders 
dynamisch gewachsenen Ausgabenberei- 
chen wie öffentlicher Dienst und Sozial- 
transfers, aber auch bei Subventionen an- 
setzen. Das Konzept zur Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte sollte folgende 
Kriterien erfüllen: 

— Die Konsolidierung soll insbesondere 
durch eine wirksame und dauerhafte Be- 
grenzung der Ausgabenentwicklung erfol- 
gen, nicht durch eine Erhöhung der 
gesamtwirtschaftlichen Abgaben- und 
Steuerbelastung. 
— Konsumtive Ausgaben müssen einge- 
schränkt werden, damit die Finanzierung 
von beschäftigungs- und investitionsför- 
dernden Maßnahmen gesichert wird. 

— Die Haushaltskonsolidierung ist bei 
Bund, Ländern und Gemeinden (GV) er- 
forderlich. Die Konsolidierung auf einer 
Ebene darf nicht überproportional zu La- 
sten der anderen Haushaltsebenen ge- 
hen. 
— Zur Konsolidierung des öffentlichen 
Gesamthaushalts gehören gleichgerichte- 
te Konsolidierungsmaßnahmen bei den 
sozialen Sicherungssystemen. 
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TERMINE 

24.Z26.5.  CDU Bund 
31. Bundesparteitag, 
Köln/Messe Halle 8 

24.5.  CDA Bund 
Bundesvorstand, Köln 

27.5. CDA Hessen 
Landesvorstand, Kassel 

27.5. LVWestfalen-Lippe 
Geschäftsf. Landesvorstand und 
Landesvorstand, Dortmund 

27/28.5. MIT 
Generalversammlung Europäi- 
sche Mittelstands-Union, Mün- 
chen 

27.5.  LV Bremen 
Landesvorstand, Bremen 

28. 5. Frauenvereinigung Saar 
Landesdelegiertentag, 
Saarbrücken 

28. 5. CDA Niedersachsen 
Landestagung, Lingen 

28.5. CDA Hessen 
Landestagung, Kassel 

28. 5. LV Bremen 
Landesparteitag, Bremen 

30. 5. Frauenvereinigung 
Baden-Württemberg 
Landesvorstand, Stuttgart 

31.5. LV Hessen , rhaCh 
Landesvorstand, Lauter* 

3.6. LV Baden-Württemberg s( a 
Landesvorstand, Leimer 
gen 

3.6. LV Berlin ,g 
Landesvorstand mit M° • 
Landesausschuß, Benin 

4.6. LVSaar Saarbrü* 0 

4.6. 
Landesparteitag, ^-r- ßP 
Frauenvereinigung hes

rch0 
Hauptausschuß, Hatters' 

4.6. Schüler-Union Hessen 
17. Landestag, Friedbery 

9. 6. Junge Union Saar 
Podium zum Thema 
„ Menschenrechte", 
Saarbrücken, Landtag      p 

9. 6. Junge Union Niedersac' 
Landesvorstand, Hanno* 

10./11.6. MIT Westfalen-Lippe     ^e 
Landesmittelstandstag. 

10./11.6. LV Baden-Württemberg 
18. Landesparteitag, 
Leimen/St. Ilgen 

10. 6. LV Baden-Württemberg 
Landesvorstand, 
Leimen/St. Ilgen 

10./11.6. CDA Bund 
Vorstand, Hannover 

11.6. MIT LVSaar 
Landesmittelstandstag,   ,g 
Saarbrücken/Saarland^' 
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